Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellung auf dieſes Blatt 
an, für Breslau die Expedition der Breslauer Zeitung, 
. Herrenſtraße Nr. 20. 
Juſertions Gebühr für den Naum einer ſechstheiligen 
Petitzeile 1} Sgr. 


Das vierteljährige Abonnement beträgt in Breslau 
1Ktl. 15 Sgr., außerbalb in allen Theilen der Monarchie 
inel. Poſtzuſchlag 1 Ntl. 24 Sgr. 6 Pf. 

Die Zeitung erſcheint täglich, mit Ausnahme der zwei 
ten Feiertage. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Paris, 21. März, Abende 5 Uhr. Das Journal 
des Debats berichtigt ſeine früheren Mittheilungen und 
ſagt: Preußen verlange für die Exekutive zwei perma⸗ 
nente und drei gewählte Mitglieder oder die Rückkehr 
zum Bundestage. — Der Text der neuen franzöſiſchen 
Note nennt den Geſammt⸗Eintritt Oeſterreichs in den 
Bund eine flagrante Vertragsverletzung. — Die Legis⸗ 
lative verwarf den von Laroche jacquelin geſtellten An⸗ 
trag, die Offiziere, die im Jahre 1830 den Eid verwei⸗ 
gert, zu rehabilitiren. — Die Kommiſſion hat für die 
Gemeindewahlen eigene Beſtimmungen angenommen. 

London, 24. März. Die Titelbill iſt vertagt worden. 

Stettin, 22. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 

Roggen. pr. Frühjahr 31½ bezahlt und Geld, pr. Juni 
33 zen. — Rüdöl 9%,, pr. Herbſt 10%, Brief. — 
nn. 4, pr. Juni 22%... Brief. 

Ham urg, 22. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 

5 Sy feſt. Roggen, unverändert. — Oel, flau, pr. Früh: 
jahr 21, pr. Okt. 21 96. — Kaffee, 4%, 4 ½ nominell. 

Paris, 21. Mir, Nachmittags 5 Uhr. z pCt. 57, 90. 

5pCt. 94, 25. 

ondon, 21. März, Nachmittag 5 Uhr 30 Minuten. 

Conſols 96 / — . Hamburg 13 Mit, 6 Schl. — Weir 

zen, wenig Zufuhr, Preiſe feſt. (Berl. Bl.) 

rieſt, 22. März. Se. Majeſtät der Kaiſer iſt heute 
früh um 2 ½ Uhr im beſten Wohlſein hier angelangt 
und im Statthaltereigebände abgeſtiegen. 

Agram, 21. März. Die ganze Nahic von Bauja⸗ 
luka ſchloß ſich dem Aufſtande au. Die Rebellen domi⸗ 
niren die ganze Verbaspoſition von Jaiza bis Banjalufa 
und haben die uebergaugspunkte über dieſen Fluß in 
Händen. Bei Jaiza ſollen an 45,000 Juſurgenten ſte⸗ 
hen. Ale Kedic ſollte am 22. mit noch 5000 Mann 
und 2000 Pferden von Banjalufa aufbrechen, und pro⸗ 
klamirte von dort eine Maſſeuerhebung der Bekia. In 
Bihae traf Ordre ein, die Kraina folle fogleich ein zwei⸗ 
tes Aufgebot zuſammenziehen und die Defilees der Ge⸗ 
birgsgegenden am Unacz beſetzen. Es wird auf 3000 
Mann geſchätzt. Man erwartet ſtündlich einen Angriff 
der am rechten Verbasufer lagernden Rebellen gegen die 
kaiſ. türkiſchen Truppen. Ale Kedie ſetzt Beamte ein 
und benimmt ſich ganz als Gebieter. Es beſtätigt ſich, 


daß Omer Paſcha über Livno und Duvno gegen Bihac 
operirt. 


. K 0 ũ WG A FERNE IE 


Preuſ en. 
Kammer Verhandlungen. 
Erſte Kammer. N 
Vierunddreißigſte Sitzung vom 22. März. 
2 — Graf v. Rittberg. 
ro 
Am Miniſtertiſche v. — 
Der Schriftführer v. 
h Haan daſſelb 
er Präſident zei „ ; 
Bene im San 28 die nächſte Sitzung am 
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heutigen Sitzung. 


aller Wensch: fur ae — 


der. 
alten und neuen Provinzen, ſo lange Hohenzollerns Adler ſie 
beſchirmt, und ſo wirds bleiben. 

Meine Herren! Wir feiern heute das Wiegenfeſt 
unferes edlen, kitterlichen Prinzen von Preußen. 
Kaum zum Jüngling herangereift, entwickelte er ſchon ſeinen Hel⸗ 
denmuth, dem hohenzollernſchen Geſchlechte eigen, in den Befrei⸗ 
ungskriegen gegen den Uſurpator des Weſtens. In der jüngsten 
Zeit wurde er aufs, Neue an der Spitze unſers tapferen Zn 
der Beftrier Deutſchlands: r befreite es ven dem Joche einer 
andern Tyrannei, der des Umſturzes und der Revolution, die 
e hai — Bande, unſere tiefgewurzeltſten Inſtitutionen zu 
* Herren! Unſere Herzen ſchlagen heute im ſtärkeren 
Pulsſchlag bei dem Andenken an die Feier des ſchönen Tages. 
In weitern und engern Kreiſen werden die vollen Gläſer erklin⸗ 
gen und beredte Zungen werden des Herzens bewegte Gefühle, 
die ehrerbietigen Wünſche dem edlen Prinzen gewidmet in glän⸗ 
zenden Toaſten verkünden. 

Aber auch die, die, vom Schickſal gebeugt, durch den uner⸗ 
forfeptichen Rathſchluß des Höchſten in Trauer verſenkt, es ſich 
verſagen müſſen, der lauten Freude ſich zuzugeſellen, auch fie 
[ließen ſich im Geifte nicht wenniger innig dieſen Wünſchen an. 

eil! ſo erſchallt es heute in fröhlichen Kreiſen, Heil! ſo betet 
man heute im ſtillen häuslichen Gemach, Heil! fo ertönt es aus 
unfer Aller, der hier Verſammelten, Herzen, Heil und Segen 
unſerm geliebten Prinzen von Preußen, dem Beſchüter des Rechts, 
der Ordnung und wahrer Freiheit! Heil und Segen ihm im: 
merdar! Der Herr ſchirme ſeine Tage für und für, wende von 
ihm jegliches Ungemach und ſpende ihm jegliche Freude! 

Dies, meine geehrten Herren und Kollegen, ſind unſer Aller 
Gefüble und Wünſche; ich habe ihnen nur meine ſchwachen Worte 
geliehen; geben Sie ihnen, ich bitte Sie darum, die Weihe Ihrer 
hic) indem Sie Sich von Ihren Sitzen erheben. (Dies 

ieht. 


Die Verſammlung hat ſich wie ein Mann erhoben. 

Die Wahl des Abg. Wichmann wird genehmigt. 

Auf der Tagesordnug iſt zuerſt die Redaktion des 
Preßgeſetzes. 

Die von der betreffenden Kommiſſion redigirte Faſſung giebt 
zu einer längeren Diskuſſion Veranlaſſung. 

Ein Amendement des Abg. Lette wird noch nachträglich, weil 
der Antragſteller daſſelbe in der von der Kommiſſion nicht getheil⸗ 
ten Anſicht, daß es Faſſungsſache ſei, zurückgenommen hatte, be⸗ 
rathen und angenommen. 

Der Abg. v. Rönne zieht aus dem Paragraph des Prefge: 
ſetzes, welcher alle entgegenſtehenden Geſetze aufhebt, den Schluß, 
daß die Regierung nicht befugt ſei, einzelnen Zeitungen noch 
fernerhin den Poſtdebit zu entziehen. 

Der Miniſter des Innern: Es iſt hier nicht der Ort, in 
die Disku ſſion zurückzugehen oder der Interpretation eines Pa⸗ 
ragraphen Folge zu geben. 

Der Abg. v. Gerlach: Die Behauptung des Abg. v. Rönne 
iſt unrichtig. Durch Ablehnung des Paragraphen über den Poſt⸗ 
debit iſt die frühere Lage der Dinge herbeigeführt, und es iſt 
ganz ſo, als ob derſelbe nie dageweſen wäre, daher hat die Re⸗ 
gierung dieſelbe Befugniß, welche ſie früher hatte. b 

Ab. Kisker: Nachdem der Paragraph einmal aufgehoben 
worden iſt, kann die Entziehung des Poſtdebits nicht anders 
ſtattfinden, als in Folge eines neuen Geſetzes. 

Der Juſtizminiſter: Ich will nur darauf hinweiſen, daß 
der betreffende Paragraph nichts als eine deklaratoriſche Beſtim⸗ 
mung des Geſetzes enthielt. 

Abg. Mathis: Ich habe nicht geglaubt, daß das Miniſte⸗ 
rium die Ablehnung jenes Paragraphen dahin auslegen wolle, 
daß es noch willkürlich einzelnen Zeitungen den Poſtdebit ent⸗ 
ziehen kann. Dieſe Befugniß kann lediglich Folge einer Verur⸗ 
theilung ſein. (Beifall.) 

Abg. Zander: Mich hat die von dem Abg. Mathis aus⸗ 
geſprochene Meinung bei Stellung meines Amendements geleitet 
und ich wiederhole dies hiermit ausdrücklich. (Beifall.) 

Abg. v. Gerlach: Ich muß nach wie vor der Regierung die 
Befugniß zuſprechen, einzelnen Zeitungen den Poſtdebit zu ent⸗ 
ziehen; eine ſolche Entziehung hat nur die Natur einer entzo⸗ 
genen Subvention. 

Das Preßgeſetz wird ſchließlich angenommen. (Die 
Mitglieder der Linken ſtimmen dagegen.) 

Der Präſident theilt mit, daß der neugewählte Abgeordnete 
Rintelen bereits ſeinen Platz in dem Hauſe eingenommen hat. 

Der Miniſter des Innern zeigt an, daß der Saal des 
Schauſpielhauſes von Mittwoch ab der Kammer zur Vefügung 
ſtehe. 

Hierauf erſtattet der Abgordnete Rothe den Bericht der 
Kommiſſion über den Antrag des Abgeordneten Dr. Klee, be 
treffend einen Geſetzentwurf über die Ausführung der 
Eiſenbahn von Poſen nach Breslau. 

Die Kommiſſion trägt darauf an: 

Die Kammer wolle beſchließen: an die Stagtsregierung den. An- 
trag zu richten: baldigſt einen Geſetzentwurf einzubringen, durch 


welchen die Uebernahme des Baues einer Eiſenbahn von Poſen über 


Liſſa und Rawicz nach Breslau und von e nach Glogau auf 
Koſten des Staats ausgeſprochen und zugleich ſeſtgeſtellt wird, daß 
mit der Ausführung dieſer Bahnen fpäteftens, zunächſt nach Vollen⸗ 
dung der Oſtbahn (wenn auch mit Ausſchluß der Weichſelbrücke) der 
Anfang gemacht werden ſoll. Es bleibt der Staatsregierung an⸗ 
heimgeſtellt, in dieſem Geſetzentwurf über die Beſchaffung der nöthi- 
gen Mittel zu dem vorberegten Bau die geeigneten Vorſchläge zu 
machen. In Betreff der vorliegenden Petitionen ſchlägt die Kommiſ⸗ 


ſion der Kammer vor: ſolche bei Vorlegung des Antrags über den 


Bau der Poſen⸗Glogau-Breslauer Bahn der Staatsregierung zu 

überweiſen. 

Der Kriegsminiſter v. Stockhauſen iſt eingetreten. 

Der Abg. v. Katte beantragt Uebergang zur Tagesordnung. 

Den Antrag des Abg. Brüggemann auf motivirte Tages⸗ 
ordnung haben wir bereits geſtern mitgetheilt. Auch liegt ein 
Amendement des Abg. Schmückert vor. 

Nach einer thatſächlichen Berichtigung des Abg. Küpfer er⸗ 
hält der Antragſteller Abg. Dr. Klee das Wort. Derſelbe führt 
durch, daß der Bau nicht allein für die Provinz Poſen, ſondern 
el 1 1 Be en von Wichtigkeit ſei. Da 
l b 
1 2 Fee an en g vorliege, fo handle es ſich jetzt 
ſchon hin, daß die Angelegenheit überhaupt von allen Seiten 
beleuchtet und die Gewißheit gegeben werde, daß die Regierung 
derſelben die nöthige Berückſichtigung zu Theil werden laſſe. 
Die Eiſenbahnen ſeien eben ſo wichtige, ja noch wichtigere Ver⸗ 
bindungsmittel, als die Waſſerſtraßen, und die Provinz Poſen, 
ein Binnenland, bedürfe einer Eiſenbahn am allernöthigſten, da 
ſie noch ſchlimmer daran ſei als Schleſien, welches bereits eine 
Eiſenbahn habe. . 

Der Redner begründet ſodann feinen Antrag aus kommer⸗ 


ziellen, militäriſchen und politiſchen Gründen. Es ſei recht, daß 


man den Bau der Oſtbahn beſchleunige, aber man möge andere 
Theile des Staates gleichfalls bedenken: das Eine thun und das 
Andere nicht laſſen. 
0 Abg. Hanſemann: Der große, anerkannte Nutzen der Eiſen⸗ 
* läßt es allerdings für ſehr wünſchenswerth erſcheinen, 
Ariane Breslau zu verbinden. Aber ich bin gegen den Ge⸗ 
ſolchen arte die zweite Kammer das Recht hat, zuerſt einen 
er H nt Geſetzentwurf zu betathen. r 
tigkeit der vor miniſter: Die Regierung verkennt die Wich⸗ 
Vervolltändiſchlugenen Eisenbahn nicht, beſonders da dieſe 
e Nane des ſchon 1843 projektirten Eiſenbahnnetzes 
Staatsrechn ft nothwendig, daß die Regierung die Bahn 
auf ung übernehme. Auch find die Vorarbeiten 
ſchon begonnen, und es kann, wenn der Beſchluß hier angenom⸗ 
men wird, ſogleich zur Ausführung geſchritten werden. Dabei 
würde die Ausführung der Oſtbahn nicht hinderlich fein, und 
die nöthigen Mittel bald flüffig gemacht werden können. Die 
Regierung hat die Abſicht, eine Vorlage in dieſer Beziehung 
einzubringen; es kann alsdann über die Richtung der Linie Be⸗ 
ſchluß gefaßt werden. 5 
Nach thatſächlichen Bemerkungen der Abgg. v. Brünn eck 
und Dr. Klee wird der beantragte Schluß abgelehnt. 
Abg. v. Buddenbrock (Meſeritz): Ich ſuche, um die Rechte 


der erſten Kammer abzuschätzen, nicht nach den Anſichten des 


Montag den 24. März 


N Hauſe „ daß eine 1 Prãſid 
nigung des Baues jener Bahn e in ee) 


Abgeordneten für Aachen, ſondern nach meinem Mandat und 
nach der Verfaſſung. Die Eiſenbahn iſt eine Pflicht gegen die 
Provinz Poſen, welche 1830, 1846 und 1848 tief getroffen 
worden iſt und ſchwer geblutet hat. | 

Dieſe Eiſenbahn ſoll die Provinz Poſen mit eifernen Banden 
an die übrigen Provinzen feſſeln. Die Provinz ſoll dankbar 
ſagen können: Wir ſind Fleiſch von eurem Fleiſch und Bein 
von eurem Bein. 

Nachdem der Abg. Kisker den Antrag auf Tagesordnung 
empfohlen hat, wird der Schluß der Diskuſſion angenommen. 
Die einfache Tagesordnung wird verworfen und die von dem 
Abg. Brüggemann vorgeſchlagene motivirte Tagesordnung an⸗ 
genommen. In Betreff der Petitionen wird der Kommiſſions⸗ 
Antrag angenommen. 

Schluß der Sitzung 2½ Uhr. 
Nächſte Sitzung: Donnerſtag. 


Berlin, 22. März. Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht, dem Gefreiten Ransleben des Iſten Huſaren⸗ 
Regiments (Iſten Leib⸗Huſaren⸗Regiments) die Rettungs⸗Medaille 
am Bande zu verleihen; und die von der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften getroffenen Wahlen der Privat⸗Docenten an der hieſigen 
Univerfität, Dr. med. Du⸗Bois⸗Reymond und Dr. med. 
Peters, zu ordentlichen Mitgliedern der Akademie zu beftätigen. 

Angekommen: Se. Excellenz der General der Kavallerie, 
General⸗Adjutant Sr. Majeſtät des Königs, Geſandter in außer⸗ 
ordentlicher Miſſion am königlich hannoverſchen Hofe, Graf 
v. Noſtitz, von Hannover. 

(Militär⸗Wochenblatt.) Prinz Guſtav zu Yſenburg und 
Büdingen, Rittm., von dem Verhältniß als dienſtl. Adjut. bei des Prin- 
zen Friedrich von Preußen kgl. Hoh. entbunden, und genehmigt, daß 
derſelbe ferner à la Suite des Garde⸗Drag.⸗Reg.⸗Reg. geführt werde. 
Großmann, Sec. Lt. vom 3. Bat. 11., ins 2. Bat. 26. Reg. ein⸗ 
rangirt. Strähle, Hauptm. v. 26. Inf. Reg., als Major, mit der 
Reg. Unif. mit den vorſchr. Abz. f. V., Ausſicht auf Civilverſorg., und 
Penſion der Abſchied bewilligt. Math te u, Lient. a, O. und arnif.- 
Verwalt.⸗Kontroleur in Mainz, zum int. Garniſon-Verwalt.-Inſpektor 
in Schweidnitz, Müller, kontrolführender Kaſernen⸗Inſp. I. Kl. in 
Schweidnitz, zum Garnifon⸗Verwalk.⸗Kontroleur in Mainz, Ohly, 
Saen d. D., zum interim. Garniſon⸗Verwalt.⸗Inſpektor in Glogau 
ernannt. 

Daſſelbe Blatt bringt die Verträge zur öffentlichen Kenntniß, 
welche das Militär⸗Oekonomie⸗Departement mit den Direktionen 
der Magdeburg⸗Köthen⸗Haſle⸗Leipziger, der Berlin⸗Hamburger 
und der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft wegen Befoͤr⸗ 
derung von Truppen abgeſchloſſen hat. 

Berlin, 22. März. [Tagesbericht.] Zur Feier des 
Geburtstages Sr. k. Hoheit des Prinzen von Preu⸗ 
ßen fand heute Mittag 2 Uhr bei Sr. Maj. dem Könige auf 
dem Schloſſe zu Bellevue ein Familiendiner des königlichen 
Hauſes ſtatt. Vorher geruhten Se. Majeſtät, daſelbſt den 
Vortrag des Herrn Miniſterpräſidenten entgegenzuneh⸗ 
men. — Dem Vernehmen nach wird der preuß. Bevollmächtigte 
in Dresden, wirkl. geh. Rath Graf v. Alvensleben, mor⸗ 
gen Mittag aus Dresden zu einer Konferenz hier eintreffen. 

(Pr. Ztg.) 

Geſtern Abend hat im Miniſterium der auswärtigen Angele⸗ 
genheiten eine Konferenz ſtattgefunden, welcher der Mini⸗ 
ſterpräſident und der Handelsminiſter, letzterer mit vier 
Räthen ſeines Miniſteriums, beiwohnten. Gegenſtand der Kon⸗ 
ferenz dürften die Eiſenbahn-Angelegenheiten geweſen ſein. 

Der Herr Miniſterpräſident v. Manteuffel hatte heute Vor⸗ 
mittag eine Beſprechung mit den Repräſentanten von Großbri⸗ 
tannien und Rußland. (N. Pr. 3.) 

In der That tritt jetzt (wie ſchon von der N. Pr. Z. gemel⸗ 
det) ziemlich verbürgt hier die Nachricht auf, daß das Neuner⸗ 
projekt ſowohl von öſterreichiſcher als preußiſcher 
Seite aufgegeben ſei. Die Hauptklippe bildet nur 
noch die bevorzugte Stellung, die Oeſterreich für 
Baiern fordert und in Beziehung auf welche es ſich auf 
ſchon früher von ſeiner Seite eingegangene poſitive Verpflich⸗ 
tungen beruft, von denen es ſich in keinem Falle einſeitig löſen 
könne. Dieſer Vorwand wird hier für um ſo unberechtigter ge⸗ 


fo erſcheint namentlich die dualiſtiſche Geflaltung der oberſten 
Bundesmilitärbehörde fortwährend als ein Punkt, der nur im 
äußerſten Falle aufzugeben wäre. . 

Geſtern iſt dem Präſidium der zweiten Kammer, wie 
ſchon angezeigt, eine Zuſchrift der Staatsanwaltſchaft 
zugegangen, durch welche die Genehmigung zur Einleitung einer 
Unterſuchung gegen den Abg. Harkort wegen feines „Bür⸗ 
ger: und Bauern⸗ Briefes“ beantragt wird. Die Anklage 
ſoll ihre Begründung beſonders in demjenigen Theile der 
Schrift finden, welcher nachzuweiſen ſucht, daß die Modiliſi⸗ 
rungskoſten und deren Pertinenzien ſich nicht nur auf die Summe 
der im vorigen Jahre bewilligten 18 Millionen und in dieſem 
Jahre nachgeforderten 14 Millionen beſchränken, ſondern eine 
Summe von 60 Millionen in Anſpruch genommen hätten. Der 
Paſſus in jenen Briefen, welcher die Bauern darauf hinweiſt, 
daß die Abhülfe in der Beſteuerung nur durch ſie ſelbſt geſchehen 
könne, ſoll das Hauptmotiv zur gerichtlichen Verfolgung darbieten. 

Das Weſentliche des neuen von der Regierung fo eben bei der 
zweiten Kammer eingebrachten Geſetz⸗Entwurfs zur gene⸗ 
rellen Regelung der Beſteuerung der Bergwerke (aur 
auf die Bergwerke auf der linken Rheinſeite ſoll es keine An⸗ 
wendung finden) beſteht in Folgendem: Der Zehnte, der gegenwärig 
von allen Bergwerken an den Staat entrichtet wird, wird vom 1. Okt. 
1851 an auf die Hälfte, alſo auf ein Zwanzigſtel ermäßigt. Wo gegen⸗ 
wörtig ſtatt des Zehnten eine fire Abgabe von der Maße oder Ge⸗ 
wichts⸗Einheit der Produktion, oder ein feſter Jahresbetrag ent⸗ 
richtet wird, kann dieſe Abgabe auf Antrag des Bergwerkbeſitzers 
in die Entrichtung des Zwanzigſten umgewandelt werden. Das 
ſ. g. Receßgeld für jedes vom Staate verliehene Bergwerk wird 
auf jährlich einen Thaler feſtgeſetzt. 23 unter den verſchiedenſten 


worden. — 
Soldaten die ſchwar z 


groß, daß der Staatsanwalt es 
tagen. 


beſtehende Abgaben werden ganz aufgehoben, und ſtatt 
5 46 ſogenannte Aufſichtsſteuer eingeführt, die 1 Pros 
zent von dem Werthe der Produkte des Bergwerkes betragen, 
und nicht nach der Förderung, ſondern nach dem Abſatze berech⸗ 
net werden ſoll. Und endlich wird dem Handelsminiſters die 
Autorifarion ertbeilt, ſowohl für den Itwanzigften, als auch für 
die Aufſichtsſteuer und für beide zugleich ein Abonnement, jedoch 
höchſtens immer auf fünf Jahre zu bewilligen, und zwar ent⸗ 
weder in firen Viertelfahrs⸗Beträgen oder nach Sätzen, welche 
für die Maß⸗ oder Gewichts⸗Einheits der. Produkte feſtgeſtellt 
und nach dem a * N u werten. 

zemlich umfangreiche Geſetz beſteht a rtikeln. 

Das ziemlich umfang ſetz ae 

Die proviſoriſch erlaſſene Verordnung über den Bela⸗ 
gerungszuſtand hat in der Kommiſſion der zweiten Kam⸗ 
mer keine weſentlichen Aenderungen erlitten. Die einzige erwäh⸗ 
nenswerthe Abänderung, welche die Kommiſſion beantragt, iſt die 
dem Ktiegsgericht beigelegte Befugniß, mildernde Umſtände zu 
berückſichtigen, und bei deren Vorhandenſein, ftatt auf den Tod, 
auf 10 —20 jährige Freiheiteſtrafe zu erkennen. Alle übrigen Aen⸗ 
derungen ſind theils Modifikationen der Faſſung, theils Vereini⸗ 
gung der Verordnung mit einigen differirenden Beſtimmungen 
des Strafgeſetz⸗Entwurfs. * 5 

Nachdem die zweite Kammer nunmehr das Budget in al⸗ 
len ſeinen Theilen revibirt hat, kommt es darauf an, das dieſes 
Budget mit Berückſichtigung der von der Kammer gefaßten Be⸗ 
f chlͤſſe feſtſtellende Finanzgeſetz zu berathen. Die Reſultate der 
Reviſton gehen dahin, daß die Einnahme um 100,000 Thlr. 
aus dem Gewinn der Seehandlung, die wieder auf den Etat 
gebracht werden ſollen, erhöht, der Ausgabe⸗Etat dagegen um 
442,937 Thlr. vom Etat abgeſetzter fortdauernder und um 
9655 Thlr. einmaliger außerordentlicher Ausgaben verringert 
worden iſt. Dagegen iſt der Ausgabe⸗Etat um 165 Thlr. 
(Mehrausgabe bei dem Etat der Kammern) erhöht worden. Hier⸗ 
nach iſt folgendes Finanzgeſetz entworfen worden, um in 
der künftigen Woche zur Beſchlußnahme vorgelegt zu werden: 
„§ 1. Der Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1821 wird in 
Einnahme auf 93,294,959 Thlr. und in Ausgabe auf 
96,367,532 Tihr., nämlich auf 93,040,939 Thlr. an fortlau⸗ 
fenden und auf 3,326,593 Thlr. an einmaligen und außeror⸗ 
dentlichen Ausgaben feſtgeſtellt. — § 2. Der Finanz⸗Miniſter 
iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt.“ 

Die Einführung des neuen Strafgefegbudes ſoll 
nach dem Vorſchlage der Kommiſſion ſchon mit dem 1. Juli 
d. J. in der Art erfolgen, daß das Geſetzbuch mit jenem Ter⸗ 
mine Rechtskraft erlange. Neben dem Geſetzbuche bleiben jedoch 
noch fo viele ſtrafrechtliche Spezial⸗Geſetze beſtehen, daß die Kom: 
miſſion deren Aufzählung im Einführungsgefeg für unausführ⸗ 
bar erklärt. Dem Entwürfe des Einführungsgeſctzes hat die 
Kommiſſion einen beſonderen Abſchnitt über die Kompetenz und 
das Verfahren in Strafſachen hinzuzufügen für nöthig erachtet. 
Derſelbe ift namentlich durch die gegenwärtig beftehenden abwei⸗ 
chenden Verhältniſſe der Rheinprovinz herbeigeführt. Im Art. 
XIII. findet ſich eine finguläre Beſtimmung, wonach in den Lanz 
destheilen, in welchen das Inſtitut der Schiedsmänner beſteht, 
Verbal⸗ und leichte Real⸗Injurien nur dann zur Kognition des 
Gerichtes zugelaſſen werden ſollen, wenn der Kläger durch ein 
Atteſt des Schiedsmannes nachweiſt, daß er deſſen Vermittelung 
ohne Erfolg nachgeſucht habe. C. B 

Die am 19. d. M. in Neuß ſtattgehabte Erſatzwahl eines Ab⸗ 
geordneten zur zweiten Kammer für den 7ten Düffeldorfer 
Wahlkreis an Stelle des Grafen v. Mirbach iſt auf den — 
germeifter Sartorius zu Dyck gefallen. Derſelbe erhielt 
von 155 Stimmen und hat die Wahl angenommen. . 

An Stelle des verſtorbenen Landrath v. Heyden iſt der Rit⸗ 
tetgutsbeſitzer v. Enkevort auf Vogelſang zum Re 
der erſten Kammer für den Iſten Stettiner Wahlbezirk gewählt 

orden und hat das Mandat angenommen. 
at Der Abgeordnete zur Iwein Rama für den Iften Pofener 
Wahlbezick, v. Grabowski, hat fein Mandat niedergelegt. 

Am 20. d. Mts. kamen hier 612 Perſonen an * mei — 
586 ab. Angekommen: der königl. großbrittaniſche Kabinets⸗ 
Kurier Moore, von Wien. f E 

Stettin, 20. März. Tagesneuigkeiten.] Herr rd 
rath Moritz hier hat bekanntlich hundert Stück Euledeice 
für Den ausgeboten, der das Weſen oder Unweſen des 


. — 


nen Konftitutionatismus am gründlichſten zu erörtern Der 


mag. Dieſe Geldprämien-Mafregel hat bereits Nahabmnng 
gefunden. Der „Verein für 5 en Miſſion an der Mlöne“ 
hat zwei Preife zu reſp. „18 und 10 Reichsehalen in Gold“ 
ausgeſetzt für die beiden beſten Predigten über Heſekiel, Kapitel 3, 
Vers 17—19. Zu Preisrichtern haben ſich bereit erklärt Prof. 
Tholuck in Halle, Paſtot Knack in Berlin, Landrath v. Kleiſt⸗ 
Retzow und Rittergutsbeſitzer v. Dewitz auf Weitenhagen bei 
Daber. Heute feiert der General⸗Licutenant v. Grabow, 
der kommandirende General des 2. Armeekorps hier, fein fünfzig⸗ 
jähriges Dienſt⸗Jubilaum. Geſtern Abend wurde ihm von ſämmt⸗ 
lichen Spielleuten der Garnifom ein Fackelzug und großer Zapfen⸗ 
ſtreich gebracht. Leider wurden die Fackeln während des Zuges 
großentheils von dem ſtarken Regen ausgelöſcht. Zu der heuti⸗ 
gen Feier find Deputationen von allen Regimentern des 2. Armee⸗ 
Corps hier eingetroffen. — Der Geburtstag des Peinzen v . 
Preußen wird heute von mancher Seite gefeiert. e Die 
ſchwarzeroth⸗goldne Fahne, welche ſeit dem März des Jahres 
1848 an Sonn: und Feiertagen am hieſigen Rathhaus ausge⸗ 
ſteckt wurde —— durch eine Stettiner Stadtflagge erſetzt 

ern iſt der Befehl hier eingegangen, daß die 
zroth-goldene Kokarde ablegen ſollen. 


Oſtſee⸗3. ) 

Nordhauſen, 18. Mi 85 . i 
„ 18. März. Der „Magd. Com 

Heute ſollte vor dem öffentlichen Gerichte ein fi 2 

demokratiſch⸗lichtfreundlichen Partei, Schliche ier 

ihm Schuld gegebenen Ausbreitung des Vabgeurtheilt wer: 

v. Manteuffel fei als Landesverräther verbaftet, s war aber fo 


den; der Andrang und der Unfug De die Verhandlung zu ver⸗ 


— (N. Pr. 3.) 
Köln, 18. Matz. Juſtisrath Stu pp iſt von der Regierung 
7 Io a1 
als Bürgermeifter beftätigt worden. 


N Deut ſch land. 

Dresden, 21. März. [Die Dresdener Konferenzen.] 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. März folgende 
Verordnung am ſämmtliche Poltzeibehörden erlaſſen: 

In der erſten Sitzung der gegenwärtig hier verſammelten Mi⸗ 
niſterkonferenz haben ſich nach Inhalt des veröffentlichten Pro⸗ 
tokolls über jene Sitzung alle Theilnehmer an der Konferenz zur 
ſtrengſten Geheimhaltung Deſſen, was dort beſprochen und ver⸗ 
handelt werden wird, verbunden. Hieraus entſteht auch für die 
königlich ſächſiſche Staatsregierung die Pfiſcht, nicht nur ſelbſt 
jenem Beſchluſſe nachzugehen, ſondern auch allen von unberufe⸗ 
nen Seiten kommenden, jenem Beſchluſſe zuwiderlaufenden Ver 
öffentlichungen mit den ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln entge⸗ 
genzutreten. Als eine ſolche völlig unbere 
iſt aber eine, neuerdings bei Veit u. Comp in Berlin unter 
dem Titel: „Die Dresdener Konferenzen. Mit Ur 
kunden“, erſchienene Broſch ire, in welcher ein Theil der Konz 
ferenzakten abgedruckt iſt, unzweifelhaft anzuſehen. Das Minis 
ſterium des Innern ſindet ſich daher veranlaßt, den Vertrieb 
jener Schrift innerhalb des Königreichs Sachſen zu 
verbieten, und verordnet deshalb an ſämmtliche Polizeibehörden 
des Landes, dieſelbe überall, wo fie fie vorfinden, mit Beſchlag 


zu belegen, und den Erfolg behufs weiterer Verfügung über die 


konſiszirten Exemplare durch die betreffende Kreisdirektion an 
das Miniſterium des Innern anzuzeigen. Dresden, 20. März 
1851. Miniſterium des Innern. v. Frieſen. 

Das Dresdner Journal enthält gleichzeitig von einem 
0⸗Korreſpondenten folgenden Artikel: 

Die an der Spitze unſers heutigen Blattes ſtehende Verord— 
nung des königlichen Miniſteriums des Innern, welche das Ver: 
bot der zu Berlin erſchienenen Broſchüre „Die Dresdner 
Konferenzen“ verfügt, giebt uns zu einigen erklärenden Be 
merkungen Anlaß. Es war dieſe Broſchüre feit zwei Tagen hier 
verbreitet, und deren Inhalt iſt zu großem Theile in verſchiedene 
Zeitſchriften übergegangen. Das Ministerium iſt daher bei Er⸗ 
greifung dieſer Maßregel ſchwerlich von dem Gedanken geleitet 
worden, eine ihm gefährlich erſcheinende Schrift zu unterdrücken. 
Ebenſo wenig kann es in feiner Abſicht gelegen haben, der freien 
Meinungsäußerung über die Geſtaltung der deutſchen Verhält⸗ 
niſſe damit Schranken fegen zu wollen. Der Inhalt der Bro: 
ſchüre, ſoweit derſelbe in einer Kritik der Dresdner Konferenzen 
beſteht, hat ſicherlich nicht dazu Anlaß gegeben. Wenn die ſäch⸗ 
ſiſche Regierung durch die kollektive Anfeindung der „napoleoni⸗ 
ſchen Königreiche“ wie vielfach angegriffen wird (wobei wir gele⸗ 
gentlich nicht unbemerkt laſſen können, daß Hannover unſchuldi⸗ 
gerweiſe als napoleoniſches Königreich mit unterlaufen muß, und 
daß die deutſchen Könige als Kurfürſten ebenfalls nicht auf der 
letzen Bank Platz zu nehmen gewohnt waren), ſo darf ſich die 
diesſeitige Regierung mit dem Chef des preußiſchen Kabinets trö⸗ 
ſten, dem es in jener Broſchüre auch nicht beſſer ergeht, und 


welcher derartigen blinden Parteiintereffen gleiche Geringſchätzung 


entgegenzuſtellen wiſſen wird. Was die Regierung beſtimmt hat, 
das fragliche Verbot zu erlaſſen, iſt in der betreffenden Verfügung 
klar ausgeſprochen. Die Geheimhaltung der in der Konferenz 
zu pflegenden Verhandlungen, iſt unter den konferirenden Regie⸗ 
rungen verabredet worden, und dies muß ſelbſtverſtändlich, insbe: 
ſondere den aus den Berathungen hervorgehenden Aktenſtücken 
gelten. Es legt aber dieſe Verabredung jeder deutſchen Regie⸗ 
rung die Pflicht auf, nicht allein die vereinbarte Gehelmhaltung 
zu beobachten, ſondern auch die durch Unberufene unternommene 
Verbreitung der Aktenſtücke, ſolange deren offizielle Veröffentli⸗ 


chung nicht beſchloſſen iſt, in ihrem Bereiche nicht zu dulden. 


Dieſer t hat ſich die hieſige tierung für ihren Theil 
nicht 2 8 ball, und d Male dem uſehen der 
hier verſammelten Konferenz Genugthuung verſchaffen zu müſſen 
geglaubt. 

Der Allgemeinen Zeitung ſchreibt man aus Berlin vom 
17. März: Für Manchen wird es nicht unerfreulich ſein, zu 
erfahren, daß in Berlin und München die Ueberzeugung 
wieder Raum zu gewinnen anfängt: daß eine gedeihliche Löſung 
der deutſchen Wirren ohne eine ehrliche Verſtändigung zwiſchen 
Preußen und Baiern gar nicht möglich iſt. Nicht ohne 
Grund wird die Anweſenheit des Legationsraths Dönniges in 
unſerer Stadt mit dem höchſt lobenswerthen Entſchluſſe des mün⸗ 
chener Kabinets in Verbindung gebracht, zuerſt die Hand zum 
Frieden zu bieten, der leider allzu lange auf ſich hat warten laſ⸗ 
ſen. Die Audienz, die Hr. Dönniges zuerſt bei dem Miniſter 
des Auswärtigen und nun auch bei dem Könige hatte, wird nicht 
ohne Erfolg fein. In die Länge konnte man hierorts eben ſo 
wenig als in München die Augen dagegen verſchließen, daß die 
ſchwebenden Streitpunkte im Grunde doch „Miß verſtänd⸗ 
niſſe“ find, und daß beide Theile Alles erreichen können, 
was für ſie ſelbſt und für Geſammt⸗Deutſchland wünſchens⸗ 
werth erſcheint, ohne daß fie ſich gegenſeitig befehden und einer 
immer wieder die Plane des andern vereitelt. So wenig Süd⸗ 
deutſchland ohne Baierns Beitritt irgend etwas Erkleckliches zu 
leiſten vermag, ſo wenig iſt Norddeutſchland einer Krafteinigung 
fähig ohne Preußens Beihülfe, wobei noch beſonders in Erwä⸗ 
gung gezogen zu werden verdient, daß der preußiſche Staat ſei⸗ 
ner ganzen Anlage nach, und ſelbſt durch ſeine Geſchichte, das 
natürliche Bindeglied zwiſchen dem Süden und dem Norden des 
großen Vaterlandes bildet. Graf Flemming iſt von Dresden 
hier eingetroffen, um perſönlich Bericht über den Stand der Un: 
terhandlungen abzuftatten. Oeſterreich beſteht zunächſt auf Ver: 
einigung der Zolleinigungsfrage, und hat an unſere Regierung 
die Forderung geſtellt, einmal mit definitiven Vorſchlägen hervor⸗ 
zutreten, die dem Plenum vorgelegt werden können. Es fanden 
deshalb in den letzten Tagen Miniſterräthe und Konferenzen zwi⸗ 
chen den Herren v. Manteuffel, v. d. Heydt und v. Rabe un⸗ 
ter Hinzuziehung mehrerer Miniſterialräthe ſtatt, und heute 
ſtattete der Miniſter⸗Präſident dem König Bericht in Charlotten⸗ 


burg ab. 

Daſſelbe Blatt enthält nähere Angaben über einen „Ent⸗ 
wutf einet Uebereinkunft zwiſchen den deutſchen 
Bundesſtaaten zur Beförderung des Handels und 
Verkehrs.“ Die wichtigſten Artikel find Art. 4, der für einige 
Rohprodukte freie Einfuhr geſtattet. Art. 8, welcher ein allge: 
mein deutſches Zollcartel vorbereitet. Art. 9, welcher die Schiff: 
fahrt der Bundesstaaten völlig gleichſteut, mit Ausnahme der 
Cabotage. Art. 11 und 12, welche völlige Gleichheit der ver⸗ 
ſchiebenen Staatsangehötigen feſtſtellen bezäguch der Entrichtung 
von Gebühren und Abgaben in Häfen, auf Flüſſen und künſtll⸗ 
chen Waſſerſtraßen. Att. 15, welcher gleiche Behandlung der 
deutſchen, aber nicht einheimiſchen Gewerbs⸗ und Handelsleute 
mit den jeweilig einheimiſchen feſtſtellt. Art. 10 bereitet zu 
einem allgemeinen Mänzcartel vor. Att. 17, Bundesangebörige 
ſolen von jedem Conſul eines Bundesſtaats vertreten werden, 
wo kein Conful ihres ſpeziellen Vaterlandes reſiditt. Die Con⸗ 
ſulargebühren, wie für die Einheimiſchen. Att. 18 ſtellt die Aus⸗ 
führung dieſer 17 Artikel unter die Oberaufſicht der Bundesver⸗ 
ſammlung. Art. 19 ſpricht von einer im Jahr 1858 zu ber: 
fenden Verſammlung, welche die völlige Handelseinigung bera⸗ 
then würde. ien ſollen von keinem Staate dieſem Zwecke 
hinderliche Verträge Ende oſſen werden. Art. 20 dehnt die 
Beſtimmungen des Entwurfs auf die nichtdeutſchen Provinzen 
Oeſterrelchs aus. 


Die „Hannoverſche 34g.“ berichtet über den Stand der 


andelsfrage auf den Dresdener Konferenzen: In der Ein⸗ 
un . — Entwurf einer Uebereinkunft zwiſchen den deut⸗ 


Druck und Verlag von Graf, Barth u. Comp. 


gte Veröffentlichung 


Angelegenheiten 
kommen. Obwohl die Ablieferung des Materials erſt unterm 


größten Eile drängen. 
vie volſtändige Entlaffung des Offierkorps Hand in 
Hand gehen. 
nen definitiven Zuſagen verſtehen wollen, und ſeine Unnachgie⸗ 
bigkeit ſo weit treiben, daß ſelbſt das Schickſal der unglücklichen 
Verſtümmelten, deren man hier eine ſo große Zahl einher⸗ 
wandeln ſieht, in Frage geſtellt ſei. 


ſchen Bundesſtaaten zur Beförderung des Handels und Verkehrs, 
den die techniſche Sub-Kommiſſion der dritten Kommiſſion 
in Dresden ausgearbeitet und beſchloſſen hat und der nunmehr 
den ſämmtlichen Regierungen vorgelegt worden iſt, heißt es im 
Eingange: „um den Artikel 19 der deutſchen Bundesakte in 
dem durch den Artikel 65 der Wiener Schlußakte beſtimmten 
Sinne zur Ausführung zu bringen, haben ſich ſämmtliche Bun: 
desſtaaten — indem fie anerkennen, daß von ihnen allerſeits das 
hin zu wirken ſei, die vortragsmäßige Vereinigung von ganz 


Deutſchland, wenn auch unter Ausſchluß einzelner Städte, Frei⸗ 
hafen und kleiner Bezirke, zu einem einzigen Handels⸗ und Zoll⸗ 


gebiete mit völlig freiem Verkehr im Innern und zweckmäßigen, 
die allgemeine Wohlfahrt fördernden Handels- und Zollgeſetzen, 


herbeizuführen — und in der Abſicht, ſchon jetzt, ſo weit die 


dermalige Verſchiedenheft der Zuſtände und Intereſſen es geſtattet, 
ſich jenem Ziele durch gegenſeftige Zuſicherungen und durch Ver⸗ 
kehrs⸗ Erleichterungen zu nähern, über folgende Beſtimmungen 
geeinigt.“ Folgt die Uebereinkunft, in welcher der Artikel 10 
lautet: „Im Januar 1852 ſollen am Orte der Bundesver⸗ 
ſammlung Bevollmächtigte ſämmtlicher Bundesſtaaten zuſammen⸗ 
treten, um ausgedehntere als die jetzt verabredeten Verkehrs⸗Er⸗ 
leichterungen, und, wenn alsdann die, einer vollſtändigen Han⸗ 
dels⸗ und Zoll⸗Einigung von ganz Deutſchland dermalen in der 
Verſchiedenheit der Intereſſen und Zuſtände noch entgegenſtehen⸗ 
den Hinderniſſe beſeitigt find oder ausgeglichen werden können, 
jene Einigung im Wege des Vertrages zu Stande zu bringen. 
Die Berufung der von den einzelnen Staaten zu ernennenden 
evollmächtigten geſchieht von der Bundesverſammlung.“ 

Aus Kurheſſen, 20. März. [Baiern. — Auswan⸗ 
derung.] Die Zahl der bairiſchen Truppen in unſerm Lande 
witd endlich vermindert, aus Hanau iſt bereits eine halbe Fuß⸗ 
Batterie nach Baiern zurückmarſchirt und außerdem wurden von 
einem Infanterie⸗Bataillon 50 Mann von jeder Kompagnie ent⸗ 
laſſen. — Die Zahl der Auswanderungsluſtigen mehrt 
ſich von Tag zu Tage, Haſſenpflug ſorgt für e an 

at. 3. 

Weimar, 20. März. [Die Familie Orleans.] Die 
heutige Weimariſche Zeitung enthält folgenden Artikel: „Weimar, 
19. März. Aus Eiſenach wird uns mitgetheilt, daß zur großen 
Freude der Einwohner die Herzog in von Orleans vielleicht 
bald wieder ihren Wohnſitz in dieſer Stadt nehmen dürfte. 
Hierbei ſei etwähnt, daß wir ermächtigt ſind, der Nachricht, 
welche kürzlich die Augsburger Allgemeine Zeitung brachte, daß 
nämlich innerhalb der Otleans'ſchen Familie eine politiſche Met: 


nungsverſchiedenhelt und zufolge dieſer eine Art Zwieſpalt einge⸗ 
treten ſei, auf das beſtimmteſte zu widerſprechen. 


Malchin, 20. März [Der Landtag! hat heute das Ge⸗ 


ſetz wegen Aufhebung der Prügelſtrafe zurückgenom⸗ 
men, um dem vernünftigen Ermeſſen des Richters wieder die 
ihm gebührende Geltung zu verſchaffen, zumal es an Anhalts⸗ 
punkten nicht fehle. 
führt, daß während der Vorunterſuchung die körperliche Züchti⸗ 
gung nur mit großer Vorſicht und nach voraufgegangenen gelin⸗ 
deren Strafen angewendet werden dürfe. — Alſo eine „gelinde“ 
Tortur! — In Rückſicht auf die Revifion des Preßgeſetzes 
beſchloß der Landtag, ſich gar nicht zu erklären, da weitere Vor⸗ 
lagen in Ausſicht ſtänden. Der „engere Ausſchuß“ wird beauf⸗ 
tragt, Einbringung derſelben zum nächſten Landtage 
tragen. J 


Unter dieſen wird unter Anderem aufge⸗ 


zu bean⸗ 
ragen (N. 3.) 

Kiel, 20. März. Mit den ſchleswig⸗holſteiniſchen 
cheint es zu einem raſchen Abſchluſſe zu 


10. e. M. vollendet fein wird, fo ſoll doch jetzt 5 

den „H. N.“ ſchreibt, die Auflöfung der Be An⸗ 
griff genommen werden. Man fagt, daß die Kommiſſare zur 
Mit der Auflöſung der Cadres wird 


Das däniſche Gouvernement ſoll ſich zu gar kei⸗ 


3. 
Im Schleswigſchen herrſchen noch immer die alten Zu⸗ 


ſtände, noch immer die Herrſchaft eines Syſtems, das die ſofort 
vom deutſchen Bunde aufgenommene, von deutſchen Fürſten, 
deutſchen Generälen und deutſchen Bundestruppen aller Länder 
verfochtene Erhebung der Herzogthümer für Rebellion erklärt, 
das jetzt nach Ueberwindung des Aufruhrs die ſtrafende Gerech⸗ 
tigkeit vollzieht und alle Konſequenzen des ſiegreichen däniſchen 
Eiderprogramms in's Leben führt. Und ſchon ſtellt man für das] 
Herzogthum Holſtein eine gleiche Behandlung in Ausſicht, wenn 
nur erſt die öſterreichiſchen und preußiſchen Truppen in 
Gemäßheit der däniſchen Forderungen daſſelbe verlaſſen haben 
werden. 
däniſchen Platz machen werden, und wir hoffen, daß die deut⸗ 
ſchen Kommiſſäre, die nebſt dem landesherrlichen, wie es heißt, 
dieſer Tage nach Kopenhagen ſich begeben, dort Gelegenheit neh: 
men werden, die doch gewiß unverfänglichen Beſchlüſſe des al: 
ten Bundestags in Erinnerung zu bringen. Dle Neubildung 
des holſteiniſchen Bundeskontingents, die Flüchtlings angelegenheit, 
die Zollverhäͤltniſſe und die Frage in Betreff der Verzinſung der 
däniſchen Staatspapiere ſollen hauptſächlich in Kopenhagen zur 
Sprache kommen. 


Wir zweifeln indeß, daß die deutſchen Truppen den 


Nach den neueſten Kopenhagener Blättern iſt jetzt end⸗ 


lich ein Bericht über die Schlacht bei Idſtedt veröffentlicht. 
Die Stärke der däniſchen Armee betrug nach dem Berichte 
37,189 Mann mit 96 Stück Geſchützen. 
holſteiniſche Armee war bekanntlich det Zeit um etwa 10,000 
Mann ſchwächer! (H. N.) 


Die ſchleswig⸗ 


Oeſterrei ch. 
N. B. Wien, 22. März. (Tagesbericht.] Der Artikel 


des „Journal de Débats“ in Bezug auf die deutſchen Ange⸗ 
legenheiten erregt viel Aufſehen. 
wiſſen, daß die preußiſche Regierung das Recht Oeſterreichs auf 
die Präſidentſchaft des Bundes anerkannt hat und das öͤſterrei⸗ 
chiſche Kabinet ſeinerſeits Preußen die ihm gebührende Theilnahme 
an der Exekutivgewalt wohl zugeſtehen wird. — In der letzten 
Sitzung des Stadtverordneten- Kollegiums zu Prag 
ſtellte der Stadtrath den Antrag, dem Miniſterpräſidenten Fürſten 
Schwarzenberg das Ehrenbürgerrecht zu verleihen. Stadtrath 
Jaros beantragte, die Debatte hierüber zu vertagen, bis unſere Zu⸗ 
ſtände ruhlger und geſicherter fein werden. 
ſich dem an und hob hervor, daß eine Beſchlußnahme hierüber 
unmöglich ſei, ſo lange die Stadt unter dem Ausnahmszuſtande 
ſchwebe. Hr. Riedel und Hr. Haaſe machten auf die vielfachen 
Verdienſte des Miniſterpräſidenten aufmerkſam, ſo wie auch ſein 
Wirken für den Frieden und den Beſtand Oeſterreichs. Dr. Ho: 
raczek und Dr. Pinkas, welcher eine ausführliche Rede über 
unfre äußere Politik hielt, ſtimmten dem Vertagungsantrage bei. 
Palaczky bezeichnet den Antrag als ein Anzeichen von Servilis⸗ 
mus. Ein großer Lärm entſteht bei dieſem Worte, das Audi⸗ 
tarium ſtampft. Palaczky wird zur Ordnung gerufen. Der 
Bürgermeiſter beſiehlt den Saal zu räumen und fordert Palaczky 
auf, fein Wort zurückzunehmen. Der Vertagungsantrag erhielt 
17 Stimmen. Der Antrag, dem Miniſterpräſtdenten das Eh 
renbürgertecht zu verleihen, wird mit großer Majoritit am: 
genommen. — Oeſterreich ſoll den Antrag gemacht ha⸗ 
ben, die deutſche Flotte für ſich zu kaufen. — Um den 
Preis für die Lokomotive zur Befahrung des Semme— 


Gut Unterrichtete wollen 


Hr. Palaczky ſchloß 
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eings melden ſich ſieben Bewerber. Die Probefahrten, in Ge⸗ 
genwart der Preisrichter, beginnen im Juni. — Vom Kriegs- 
gericht in Padira wurde der Pfarrer von Ceregnana, 
Dominik Bolzani, zu zweijährigem Feſtungsarreſt ver: 
urtheilt, weil er am 18. Auguſt 1850 bei der Geburts⸗ 
feier. des Kaiſers abſichtlich das Gebet für denſelben wegge⸗ 
laſſen hatte. — Die hieſige Freimaurer-Loge konſtituirte ſich 
neu am 5. Okober 1848 und feierte mit dem Tage feiner Wie⸗ 
dergeburt zugleich ſeine Vertagung bis Wien eingenommen war. 
Nach dem Einkücken des Fürſten Windiſchgrätz hielt die Loge 
mehrere Verſammlungen, ohne von der Militärbehörde geſtört zu 
werden. Als man ſich aber in Folge einer in der Loge darüber 
entſtandenen Debatte, an die oberſten militäriſchen Gewalten di⸗ 
rekt mit der Bitte um ungeſtörte Fortdauer det Verſammlungen 
wendete, wollte das Gouvernement ſie nur unter der Bedingung 
geſtatten, daß ein militäriſcher Kommiſſär den Verſammlungen 
beiwohne. Durch dieſe, den Ordensſtatuten widerſprechende Ver⸗ 
fügung war das Schickſal der Loge entſchieden und ſie ver⸗ 
tagte ſich auf unbeſtimmte Zeit, ohne daß ſich jedoch die Geſell⸗ 
ſchaft aufgelöſt hätte, wie mehrfach irrthümlich berichtet wurde. 
— Die Inhaberin der, im Jahre 1848 durch die Flammen 
größtentheils zerſtörten, ehemaligen Mak'ſchen Zucker- Raffinerie 
hat den Gemeinderath auf einen Schadenerſatz von 600,000 
Fl. angeklagt, und nachdem ihr die Klage abgewieſen wurde, ſoll 
ſie ſich mittelſt eines der gewandteſten hieſigen Vertreter, an den 
oberſten Gerichtshof gewendet haben. — Bei der k. k. Ferdi⸗ 
nand⸗Nordbahn erinnert man ſich ſeit lange keines fo lebhaf⸗ 
ten Frachtenverkehrs als in letzter Woche. 


Frankreich. 

> Paris, 20. März. [Tagesbericht.] Eine neue 
heute ſtattgehabte Manifeſtation der Studirenden brachte weiter 
keinerlei Bewegung hervor. Eine mäßige Anzahl Studirender 
verſammelte ſich auf dem Pantheon-Platze und ſpäter im Hofe 
der Sorbonne, um eine Adreſſe an Herrn Michelet zu unter⸗ 
zeichnen. Andere begaben ſich nach der Wohnung des Herrn 
Quinet, des Freundes Michelets. Es mögen etwa 80 Ver⸗ 
haftungen ſtattgefunden haben, und damit war Alles abgethan. 

Geben nun dergleichen Manifeſtationen gar keine Urſache zur 
Beſorgniß, ſo geben es um ſo mehr die Nachrichten aus den 
Departements. Auch die heute eingegangenen ſind wenig beru⸗ 
higend. Ernſtliche Symptome der Agitation zeigen ſich namente 
lich im ganzen Süden; kleine Revolten haben bereits hie und 
da bei der Conſeription ſtattgefunden. In Lyon ſcheint die 
arbeitende Bevölkerung zu ihren alten Gewohnheiten zurückkehren 
zu wollen. Iſt es nun zwar auch nirgends noch zu einem ern⸗ 
ſten Aufſtand gekommen, ſo lauten doch ſämmtliche Nachrichten 
ſo beängſtigend, daß man wohl jeden Tag Unruhen zu erwar⸗ 
ten hat. > 

Allgemein legt man dieſe Agitation und Aufregung dem un⸗ 
genügenden Miniſterium bei. Das Land fühlt ſich nicht regiert, 
ſagt man; es hat zu den Männern an der Spitze kein Vertrauen. 

Der Präſident aber beharrt darauf, die Interims⸗Miniſter 
zu behalten, und das „Pariſer Bülletin“, welches gegenwärtig 
die Gedanken des Elyſee am treueſten wiederzugeben ſcheint, kün⸗ 
digt heute ſogar an, daß gar nicht ernſtlich an eine Modifika⸗ 
tion des Kabinets gedacht wird; nur die Verwickelungen in den 


deutſchen Angelegenheiten hätten zu der ſofortigen Bildung eines 


definitiven Kabinets Veranlaſſung geben können, da dieſe Ver⸗ 
wickelungen aber nach den neueſten Nachrichten nichts befürchten 
laſſen, ſo werden auch die gegenwärtigen Miniſter ihre Porte⸗ 
feuilles behalten. 


Indeß zirkuliren Miniſterliſten in der National-Verſammlung 
und außerhalb; 


Das demokratiſche Central-Komitee in London will nicht, 
daß man ſeiner vergeſſe. Es hat ein neues Manifeſt erlaſſen 
an die Patrioten des lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiches und 
an die Wiener. Unterzeichnet iſt das Manifeſt von Ledru⸗ 
Rollin, Mazzini, Darasz (Pole) und Ruge. 

Der Exminiſter Baroche iſt wieder als Advokat aufgetreten. 

Proudhon, heißt es, würde begnadigt werden. 

Eine Arbeiter-Aſſociation der Vorſtadt St. Antoine will dem 
Präſidenten der Republik ein Diner geben. 


Groſ brit an nien. 


(5) London, 20. März. Geſtern iſt Sir Charles Napier 
hier eingetroffen. Der Zug, welcher den tapfern Kapitän aus 


wie es heißt iſt ein Courier an den Herrn 
v. Fallouxr abgeſchickt, der fi) zur Zeit in Venedig befindet. 


Dover brachte, wurde auf der Station mit einem dreimaligen 
Hurrah empfangen. 

Lord Aſhley hat dem Erzbiſchof von Canterbuty geſtern eine 
von 239,860 Prieſtern und Laien unterzeichnete Petition über⸗ 
geben, in welcher der Erzbiſchof erſucht wird, fo viel an ihm 
ift, dafür zu wirken, daß Maßregeln erlaſſen werden gegen das 
Treiben der katholiſchen Geiſtlichkeit. 

In Limerich (Irland) hat ſich eine kathotiſche Aſſocia⸗ 
tion gegründet, nach Muſter derjenigen, die Daniel O'Connell 
dirigiet hat. ie erſte Reſolution der Versammlung war, daß 
Lord John Ruſſell unfähig ſei, länger das Land zu regieren. 


— — 

* Görlitz, 22. Mätz. [B ermifchtes.) In der geftern 
abgehaltenen Stadtverordneten⸗Sitzung wurde nichts beſchloſſen, 
was für weitere Kreiſe Intereſſe hätte, mit Ausnahme der Be⸗ 
willigung von 1119 Rtl. 15 Sgr. zum Glockengeläute der hier 
im Bau begriffenen römiſch⸗katholiſchen Kirche an der Friedrich 
Wilhelmsſtraße. Der Guß dieſer drei Glocken iſt dem Glocken⸗ 
gießer Hadank zu Hoyerswerda übertragen worden. — Mit dem 
1. April überkommt Herr Bataillonsart Dr. Moritz vom erſten 
Bataillon (Görlitz) 6. Landwehr⸗Regiments, in Folge einer eben 
eingegangenen Ordre des Generalarztes des 5. Armeekorps, allein 
die Beaufſichtigung der im ſtädtiſchen Krankenhauſe noch immer 
befindlichen Kranken des Feldlazareths. Von den beiden ihm 
gegenwärtig noch aſſiſtirenden Aerzten iſt der eine zu ſeinem 
Truppentheil zurückkommandirt, der andere gänzlich entlaſſen. 
Die noch vorhandenen Kranken leiden meiſtens an Augenübeln, 
doch werden gegenwärtig auch einige ſchwere Typhuskranke be⸗ 
handelt. — Die Stadt Schönberg hat zwar über 1500 Ein⸗ 
wohner, es iſt demungeachtet durch Regierungs⸗Verfügung vom 
Gten d. M. genehmigt worden, daß die künftige Verwaltung der 
Gemeinde⸗ Angelegenheiten, nach Titel III. der Gemeinde: 
Ordnung erfolge, alfo mit einem Gemeinde⸗Vorſteher und zwei 
Schöffen. Daſſelbe iſt für die Dörfer des Laubaner Krei⸗ 
ſes beſtimmt, welche über 1500 Seelen zählen. 


Mannigfaltiges. 


— (Berlin, 22. März.) Wie hieſige Zeitungen melden, hat die 
Direktion des Königſtädtiſchen Thenierb allen Whgldern 
gekündigt, indem fie in Folge des Verbots der Stummen da 
Portiei nicht blos die italieniſche Oper bis auf weiteres ſuspendirt 
hat, ſondern auch am 1. Mai die deutſche Bühne zu ſchließen Willens 
iſt. Die Direktion ſoll nicht geſonnen ſein die Bühne wieder zu eröff⸗ 
nen, che fie Garantien gegen ſernere Unterbrechungen ihres Repertoirs 
erhält, nachdem 8 durch das Verbot der genannten Oper ein Verluſt 
von mehreren tauſend Thalern, welche fle auf die Inſcenirung verwandt 
hatte, geworden iſt. Herr Grobecker verläßt die Bühne ſchon am 
15. April, um zunächſt Gaſtvorſtellungen zu geben. 


Es herrſcht allgemein in England die Meinung, daß von nun an 
die Weizenpreiſe ſich dort heben müſſen oder wenigſtens nicht nie 
driger fallen können. Die Ladungen, die neulich aus dem Aſowſchen 
und ſchwarzen Meere nach Süd⸗England kamen wurden zu niedrigen 
Preiſen verkauft, 32 bis 36 Schilling pro Quarter. London hat gar 
nichts von dieſem Weizen bekommen, alles wurde für England gekauft. 
Vorläufig ſind in den Häfen keine neuen Weizenladungen angemeldet. 
Aus Frankreich hat England wenigſtens für jetzt keinen Mehltransport 
zu erwarten, da die franzöſiſche Re die niedrigen Preiſe benu⸗ 

end, alles für Appropiantirung ihrer ſowohl militäriſchen als Civil 
Mata ine einfauft. Die belgiſchen und holländiſchen Vorräthe ſind 
erſchöpft, es wäre alſo nur Amerika, welches noch größere Partien Mehl 
nach England importiren könnte. (C. C.) 


Bei der am 18. d. Werd Warſchau beendigten Verlooſung 
gatio 


i 

der Partial ⸗Ob nen der % Millionen⸗Aulei * 
len folgende Gewinne eihe fie 

250,000 Poln. Gulden auf Nro. 126,348. 

6,000 „ " " " 73,506. 

4,090 1 ” 1 „ 40,875. 

2,500 7 " * 77 33,438. 

2,000 17) ” U 73 7,050. 

2,000 „ " „ „ 9,397. 

2,000 7 dd [73 n 23,481. 

2,000 7 ” . „ 73,127. 

2,000 ” * 7 7 74,112. 

2,000 71 7 7 7} 81,518. 

2,000 * 7 77 7 95,725. 

2,000 144 * [2 " 104,548. 

2,000 * [7 7 „ 123,594, 

2,000 "n ” " a 124,99. 


„„ r Er 


Subhaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier in der 


Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. 


i e i 2. 1844 wird hierdurch be⸗ 
Matthias ⸗Straße Nr. 27 a, belegenen, dem Mit Bezug auf die 8,7 un s vom 12. Dezember 

Ban) Far 8 ach, auf 11,983 kannt gemacht, daß den Sa ae e . 1. à 100 Rthl 

Rthlr. 6 Sgr. 7 Pf. geſchätzten Grundſtücks, 115 Stück rioritäts⸗ Aktien, Ser. II. à 62% Rihl. 


haben wir einen Termin 
auf den 30. Juni 1831, 
Vormittags 11 uhr. 

vor dem Herrn Stadtgerichts-Rath Pflücker 
in unſerm Parteien⸗Zimmer — Junkern⸗Straße 
Nr. 10 — anberaumt. 
„Taxe und Hypotheken ⸗Schein können in der 
Subhaſtations-Regiſtratur eingeſehen werden. 

Zu dieſem Termine werden 

1) die Johanna Juliane Dorothea, 

verw. Kaufmann jean. Gen Anſorge, 

2) der Kaufmann Johann rnft Dittrich 


ierdurch vorgeladen. 
W un 1. Novbr. 1850. 
Königl. Stadt⸗Gericht. Abtheilung 1. 


een ee e e 
Zum noihwendigen Verkaufe des hier Nr. 28 
der Aecker in der Oder-Vorſtadt belegenen, dem 
Polizei⸗Sergeanten, früher Unteroffizier Johann 
Gottlieb Ritter gehörigen, auf 582 Rthlr. 
10 Sgr. geſchätzten Grundſtücks, haben wir 
einen Termin 
auf den 25. April 1851, 
Vormittags 10 Uhr, 
vor dem Herrn Stadtgerichts⸗-Rath Schmidt 
in unſerm Parteien⸗Zimmer — Junkern⸗Straße 
Nr. 10 — anberaumt. 
Taxe und Hypotheken⸗Schein können in der 
Subhaſtations-Regiſtratur eingeſehen werden. 
Zu dieſem Termine wird der Partikulier Fer⸗ 
dinand v. Büttner hierdurch vorgeladen. 
Breslau, den 24. Dezbr. 1850, 
Königl. Stadt⸗Gericht. Abtheilung 1. 


Junge Wächterhunde, ſehr ſtarker großer 
Race, ſind Lehmdamm Nr. 7 zu haben. 


ſem Termine geſtattet. 
Berlin, den 1 


Fremden Lifte von Zettlitz Hötel. 
Oberamtm. Müller aus Wüſtewaltersdorf. 
Rektor Richter aus Görlitz. Major Graf Ein⸗ 
ſiedel und Rittmſtr. v. Gablenz aus Dresden. 
Kauſm. Rungeberg aus Hannover. 


Markt Preiſe. 


Breslau am 24. März 1881. 
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ienſtag den 
im Gefääftenimmet = unterzeichneten Verwaltung im Haupt »Verwaltun 


hieſigen Bahnhofe ſtattſinden wird. 


f 


Jede nähere Auskunft über die weiteren Bedingungen bin ich ſtets zu ertheilen 
Groß⸗Schönau bei Zittau, in der ſächſiſchen Oberlauf . D. E. Wäntig, 


Bergleute werden aufgenommen. 


Für die Aloys Wa Steinkohlenwerke werden Berghäuer aufgenommen. Dieſelben 


haben ſich in Wien, Stadt, | ) 
Werke zur Bergarbeit angewieſen werden und eine Reiſeentſchädigung 


Mehlweißen, 


find bis zum Sonntag Lätare zu haben bei 


Berlin, 22. März. 
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Bedeutung; Fonds 471 Ken fr | 

’ 1 . 
400 F den an ld ben leſg⸗ 4% 73% bez., ze. 4% 86% Br 
Br 


Gld. 
Beiebeich» Milgeime- aße 4* 38 


ſchleſiſch Märkiſche 37, 


den 15. April d. J. 10 BE 
pril d. J. Vormittags be auf dem 


Den Inhabern von Prioritäts⸗Aktien iſt der Zutritt zu die⸗ 


8. März 1851. 
Königliche Verwaltung der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
Knaben⸗Er 


i 
Zittau in der ſächſiſchen Ober ⸗ L . 
ch unterlaſſe nicht, auch hiermit die hochachtbaren Samitlen Sch diene und des benachbar⸗ 


ehungs⸗Anſtalt zu Groß⸗Schoͤnau 


ahres zu Groß errich⸗ 
en. Vielleicht Kun Bei Bitten 


bereit. 


6 Dr. phil 


teſelben auf di 
kalten die betreffenden 


25 St. 1 Sgr., 


B. Hipauf, Oderſtraße 28. 


ollzeil Nr. 775, zu melden, von wo d 
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